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 B e k a n n t m a c h u n g 
des Beschlusses über den Beginn der  

vorbereitenden Untersuchungen 

 

I. Der Stadtrat der Stadt Neutraubling hat in seiner Sitzung am 27.04.2023 folgenden 

Beschluss gefasst:  

 

„Gemäß 141 BauGB beschließt der Stadtrat einstimmig die Durchführung der vorbe-

reitenden Untersuchungen einzuleiten.  

Der Geltungsbereich des Untersuchungsgebietes (ursprünglicher Vorschlag + Erwei-

terung) ist im Plan in Anlage 1 dargestellt. Anlage 1 ist Bestandteil des Beschlusses.“ 

 

Der Einleitungsbeschluss über den Beginn der vorbereitenden Untersuchungen wird 

hiermit öffentlich bekannt gemacht.  

 
 

II. Mit dem Beschluss über die Einleitung vorbereitender Untersuchungen wird der erste 
nach dem Baugesetzbuch (§ 141 BauGB) erforderliche Schritt getan, um eine mögliche 
spätere Sanierungssatzung festzusetzen bzw. zu erweitern. Im Verlauf der vorberei-
tenden Untersuchungen wird vor allem geklärt werden, ob bei der vorliegenden Prob-
lemlage, die im Detail analysiert wird, die Anwendung einer Sanierungssatzung (§ 142 
BauGB) tatsächlich erforderlich und zielführend ist oder ob hierfür auch andere Instru-
mente oder Satzungen nach dem Baugesetzbuch ggf. besser geeignet sind.  

 
 

III. Jedermann kann den Lageplan ab diesem Tag im Rathaus (Regensburger Str. 9) der 

Stadt Neutraubling während der allgemeinen Öffnungszeiten (Montag und Freitag von 

8.00 bis 12.00 Uhr, Dienstag und Donnerstag von 8.00 bis 12.00 Uhr und 13:00 bis 

18:00 Uhr), Zimmer U.2 und U.3 (Untergeschoss) einsehen.  
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IV. Die Abgrenzung des Untersuchungsgebietes wird auf der Homepage der 
Stadt Neutraubling öffentlich zu jedermanns Einsicht ausgelegt: 
https://www.stadt-neutraubling.de/wirtschaft-verkehr-bauen/stadtentwicklung/integriertes-
stadtentwicklungskonzept-isek/Untersuchungsgebiet 

 
 
Hinweise:  
1. Der Beschluss über die Einleitung Vorbereitender Untersuchungen ist nicht gleichbedeutend mit der 
förmlichen Festlegung des Sanierungsgebietes. Diese bedarf einer besonderen Sanierungssatzung.  
2. § 138 BauGB: Auskunftspflicht 
(1) Eigentümer, Mieter, Pächter und sonstige zum Besitz oder zur Nutzung eines Grundstückes, Gebäudes 
oder Gebäudeteils Berechtigte sowie ihre Beauftragten sind verpflichtet, der Stadt oder ihrem Beauftrag-
ten Auskunft über die Tatsachen zu erteilen, deren Kenntnis zur Beurteilung der Sanierungsbedürftigkeit 
eines Gebietes oder zur Vorbereitung oder Durchführung der Sanierung erforderlich ist. An personenbe-
zogenen Daten können insbesondere Angaben der Betroffenen über ihre persönlichen Lebensumstände 
im wirtschaftlichen und sozialen Bereich, namentlich über die Berufs-, Erwerbs- und Familienverhältnisse, 
das Lebensalter, die Wohnbedürfnisse, die sozialen Verpflichtungen sowie über die örtlichen Bindungen, 
erhoben werden.  
(2) Die nach Absatz 1 erhobenen personenbezogenen Daten dürfen nur zu Zwecken der Sanierung ver-
wendet werden. Wurden die Daten von einem Beauftragten der Stadt erhoben, dürfen sie nur an die Stadt 
weitergegeben werden; die Stadt darf die Daten an andere Beauftragte im Sinne des § 157 sowie an die 
höhere Verwaltungsbehörde weitergeben, soweit dies zu Zwecken der Sanierung erforderlich ist. Nach 
Aufhebung der förmlichen Festlegung des Sanierungsgebietes sind die Daten zu löschen. Soweit die erho-
benen Daten für die Besteuerung erforderlich sind, dürfen sie an die Finanzbehörden weitergegeben wer-
den.  
(3) Die mit der Erhebung der Daten Beauftragten sind bei Aufnahme ihrer Tätigkeit nach Maßgabe des 
Absatzes 2 zu verpflichten. Ihre Pflichten bestehen nach Beendigung ihrer Tätigkeit fort.  
(4) Verweigert ein nach Absatz 1 Auskunftspflichtiger die Auskunft, ist § 208 Satz 2 bis 4 über die Andro-
hung und Festsetzung eines Zwangsgelds entsprechend anzuwenden. Der Auskunftspflichtige kann die 
Auskunft auf solche Fragen verweigern, deren Beantwortung ihn selbst oder einen der in § 383 Abs. 1 Nr. 
1 bis 3 der Zivilprozessordnung bezeichneten Angehörigen der Gefahr strafrechtlicher Verfolgung oder 
eines Verfahrens nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde. Für den Fall, dass ein 
Beteiligter der Anordnung nicht nachkommt, kann ein Zwangsgeld bis zu fünfhundert Euro angedroht und 
festgesetzt werden. Ist Beteiligter eine juristische Person oder eine nichtrechtsfähige Personenvereini-
gung, so ist das Zwangsgeld nach dem Gesetz oder Satzung Vertretungsberechtigten anzudrohen und ge-
gen ihn festzusetzen. Androhung und Festsetzung können wiederholt werden (§ 208 S. 2 bis 4 BauGB).  
3. Im Untersuchungsgebiet findet § 141 Abs. 4 i. V. m. § 15 BauGB Anwendung 
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